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so kann anläßlich der Prüfung des betrieblichen Prä­
mienvorschlages die Kürzung oder der Entzug der 
Prämie unter schriftlicher Mitteilung der Gründe un­
mittelbar von der übergeordneten Dienststelle vor­
genommen werden.

Die Verantwortung des Hauptbuchhalters nach § 7 
Abs. 2 der Verordnung wird hierdurch nicht berührt.

(7) Die Gründe für Kürzungen und Streichungen sind 
dem betroffenen Prämienberechtigten durch den Betrieb 
bzw. bei Betriebsleitern durch die BPF oder die Haupt­
verwaltung des Ministeriums für Post- und Fernmelde­
wesen schriftlich mitzuteilen.

(8) Einsprüche gegen Kürzungen oder Streichungen 
können bis spätestens einen Monat nach Bekanntgabe 
erhoben werden. Die übergeordnete Dienststelle ent­
scheidet binnen eines weiteren Monats endgültig.

(9) Bei der Prämiierung besonderer Leistungen der 
in der Tabelle nicht genannten Gruppe des ingenieur­
technischen und kaufmännischen Personals (§ 1 Abs. 8 
der Verordnung vom 21. Juni 1951) ist in gleicher Weise 
zu verfahren.

§ 4
(1) Die übergeordnete Dienststelle hat den eingereich­

ten Prämienvorschlag daraufhin zu prüfen, ob die ein­
zelnen, den Planübererfüllungsprozentsatz bestimmen­
den Faktoren einer tatsächlichen Leistung bzw. Mehr­
leistung des Betriebes entsprechen.

(2) Als bestimmende Faktoren im Sinne des Abs. 1 
sind alle zur Planerfüllungsberechnung nach § 2 Ab­
sätze 1 und 2 heranzuziehenden Positionen anzusehen; 
Hauptleistungen sind je für sich zu werten. Bei den 
Fernmeldeämtern müssen dabei Fernmeldebau, Hilfs­
leistungen und auftragsmäßig abgerechnete Zusatz­
leistungen zusammen betrachtet werden.

(3) Ergibt sich, daß die Übererfüllung auf einem 
Planungsfehler beruht, so kann die übergeordnete 
Dienststelle den Übererfüllungssatz in der betreffenden 
Hauptleistung usw. unter Mitteilung der Gründe an 
den Betrieb herabsetzen. Die Herabsetzung darf den • 
Bezirksdurchschnitt auf dem betreffenden Leistungs­
gebiet nicht unterschreiten.

§ 5
fl) Der Prozentsatz der zu errechnenden Prämien ist 

bei Nichterfüllung der Planaufgaben wie folgt zu 
kürzen:

a) Bei Nichteinhaltung der planmäßigen Kosten­
senkung um 3 •/• für jedes Prozent der Überschrei­
tung.

b) Bei verspäteter Abdeckung der Verpflichtungen 
gegenüber dem Haushalt um 0,5 °/o pro Tag für 
alle Verpflichtungen insgesamt (Rückstände unter 
1000 DM sind nicht zu berücksichtigen).

c) Bei Nichterreichung der Planaufgaben, die für tech­
nisch-wirtschaftliche Kennziffern erteilt wurden, 
um 2 °/o.

(2) Die паф Abs. 1 erforderliche Kürzung der Prämie 
hat in der Weise zu erfolgen, daß der für die Errech­
nung der Prämie maßgebliche Prozentsatz, errechnet 
durch Multiplikation des Prämiensatzes laut Prämien­
tabelle mit dem Prozentsatz der Planübererfüllung, um 
die dem Grad der Nichterfüllung einer Planaufgabe 
entsprechenden Prozente zu kürzen ist.

Ist z. B. der Leistungsplan eines Postbetriebes mit 
105 °/o erfüllt, die geplante Selbstkostensenkung jedoch

um 1 •/« nicht eingehalten worden, so ist der nach der
*

Prämientabelle Gruppe 1 Kategorie I fällige Prämien­
satz von 30 °/o um 3 °/o zu kürzen, so daß der prozen­
tuale Prämiensatz in diesem Falle 27 °/o beträgt.

§ 6
Die Einordnung der Betriebe in die Kategorien wurde 

durch besondere Anordnung bekanntgegeben.

§ 7
Für die Berechnung der Prämien gilt die Prämien­

tabelle nach Anlage 1.
§ 8

(1) Der unter die Bestimmung der Verordnung fal­
lende Personenkreis ist aus der Anlage 2 ersichtlich. 
Das Ministerium für Post- und Fernmeldewesen ist 
verpflichtet, in einer besonderen Verwaltungsanwei­
sung die Tätigkeitsmerkmale gemäß Anlage 2 zum Be­
triebskollektivvertrag zu bezeichnen, die zum prämien­
berechtigten Personenkreis gehören.

(2) Bei den Prämienberechtigten der Kreisbetriebe 
für Post- und Fernmeldewesen im Bezirk Suhl, die für 
die Fachrichtungen Post- und Fernmeldewesen auf 
ihrem Arbeitsplatz @1еіфгеі^ verantwortlich sind, ist 
die Erfüllung des Gesamtplanes der beiden Fachrich­
tungen zugrunde zu legen, während für die Prämien­
berechtigten der Fachabteilungen in jedem Fall der Be­
triebsplan Postwesen bzw. Fernmeldewesen für die 
PrämienbereФnung maßgebend ist.

§ 9
Grundlage für die Aufstellung der РгйтіепѵогвФ^е 

und der Nachweisungen sind die auf Grund der Kon- 
trollberichte ermittelten Quartalsergebnisse.

§ 10
Für die Zeit ab 1. April 1954 sind die neu aufgestell­

ten Betriebspläne 1954 der Pi'ämienzahlung zugrunde zu 
legen.

§ 11
Im Bereich der Bezirksdirektion für Post- und Fern­

meldewesen Groß-Berlin ist die Prämienzahlung bis 
zum 31. März 1954 auf der Grundlage des Volkswirt­
schaftsplanes 1954 insgesamt vorzunehmen.

Ab 1. April 1954 hat die Berechnung der Prämien auf 
Grund der Planerfüllung des neuaufgestellten Betriebs­
planes der einzelnen Betriebe zu erfolgen.

Über die Prämienzahlungen an Angehörige der Be- 
zirksdirekt.ion selbst entscheidet das Ministerium für 
Post- und Fernmeldewesen in einer besonderen Ver­
waltungsanweisung nach Zustimmung durch das Mini­
sterium der Finanzen, die Staatliche Plankommission 
und die Industriegewerkschaft Post- und Fernmelde­
wesen.

§ 12
(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt mit Wir­

kung vom 1. Januar 1954 in Kraft.
(2) Die Dritte Durchführungsbestimmung vom 29. Ok­

tober 1953 zur Verordnung über die Prämienzahlung für 
das ingenieurtechnische Personal einschließlich der Mei­
ster und für das kaufmännische Personal in den volks­
eigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben — Fachrich­
tungen Post- und Fernmeldewesen — (GBl. S. 1129) und 
die Zweite Dmxhführungsbestimmung vom 17. Septem­
ber 1952 (GBl. S. 890) werden hiermit außer Kraft 
gesetzt.

Berlin, den 12. August 1954
Ministerium für Post- und Fernmeldewescn

В и г те і s t е Г 
Minister


